
Newsletter II-III/2020 
 
 
Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische Neue-

rungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint vierteljährlich zum 

Quartalsende als RSS-Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und Abonnement des 

Newsletters können über die Homepage des Finanzgerichts (http://www.schleswig-hol-

stein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html) vorgenommen werden. 

 

I. Entscheidungen 

 

Verdeckte Gewinnausschüttung trotz Irrtums 

 

Mit Urteil vom 28. November 2019 (Aktenzeichen 1 K 88/16) hat der 1. Senat des 

Finanzgerichts erkannt, dass ein Irrtum der für eine Kapitalgesellschaft handelnden Person 

der Annahme einer vGA gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG dann nicht entgegensteht, wenn der 

Irrtum einem gedachten ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiter nicht unterlaufen 

wäre. 

Im Streitfall war im Rahmen der Beurkundung einer Kapitalerhöhung – u. U. irrtümlich – 

statt der eigentlich bezugsberechtigten Kapitalgesellschaft (der Klägerin im Streitfall) deren 

Gesellschafterin zur Übernahme des neu entstehenden Geschäftsanteils zugelassen 

worden, obwohl dies ursprünglich anders beabsichtigt gewesen war und obwohl die an der 

Kapitalerhöhung Beteiligten auch nachfolgend davon ausgingen, dass die 

bezugsberechtigte Kapitalgesellschaft den Anteil erworben hatte. 

In seiner Entscheidung stellt der 1. Senat zunächst klar, dass die Gesellschafterin der 

Klägerin nicht nur zivilrechtliches Eigentum an dem durch die Kapitalerhöhung 
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entstandenen neuen Geschäftsanteil erworben habe, sondern dieser ihr auch steuerlich 

zuzurechnen sei. Sodann prüft und bejaht er das Vorliegen der „objektiven“ 

Voraussetzungen einer vGA i. S. des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG. Als alleinige Anteilseignerin 

habe die Klägerin grundsätzlich einen Anspruch auf die Teilnahme an der Kapitalerhöhung 

und damit ein Recht zum Bezug des neuen Geschäftsanteils gehabt. Dieses Recht habe 

sie weder ausgeübt, noch habe sie es anderweitig verwertet. Vielmehr sei die 

Gesellschafterin zur Teilnahme zugelassen worden und habe den Anteil erworben. So sei 

es zu einer Vermögensverschiebung zum Nachteil der Klägerin und zugunsten ihrer 

Gesellschafterin gekommen. Diese sei auch gesellschaftlich veranlasst gewesen. Denn 

die Verschiebung sei zum einen der Klägerin zuzurechnen, weil für sie bei der 

entsprechenden Beschlussfassung die Gesellschafterin als vertretungsberechtigtes 

Geschäftsführungsorgan gehandelt habe. Zum anderen sei auszuschließen, dass ein 

gedachter ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter die Vermögensverschiebung 

auch zugunsten eines gesellschaftsfremden Dritten vorgenommen hätte. 

Die gesellschaftliche Veranlassung entfalle auch dann nicht, wenn B sich – wie von der 

Klägerin behauptet – bei der Beurkundung des Gesellschafterbeschlusses in einem Irrtum 

befunden haben sollte. Denn Irrtümer der für die Gesellschaft handelnden Personen seien 

in diesem Zusammenhang nur dann beachtlich, wenn sie auch einem gedachten 

ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiter unterlaufen wären. Letzteres hat das FG 

in Bezug auf den behaupteten Irrtum der B verneint. Ein ordentlicher Geschäftsleiter hätte 

nach Auffassung des FG den Vertragstext, der insoweit eindeutig formuliert war, nämlich 

sorgfältig gelesen und dann sofort erkannt, dass nicht die Klägerin, sondern B den Anteil 

erwerben würde. Sofern ein gedachter ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter 

sich am Tag der Beurkundung zu einer solch sorgfältigen Lektüre nicht in der Lage 

gesehen hätte, hätte er – schon angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung der Sache (die 

im Besprechungsfall erheblich war) – eine Verlegung des Termins erwirkt. 

 

 

Kein Wahlrecht zur nachgelagerten Besteuerung für Veräußerungen gegen 

Rentenzahlung im Rahmen der Betriebsaufgabe 

 

Mit Urteil vom 24. Januar 2020 (Aktenzeichen 4 K 28/18) hat der 4. Senat des Finanzge-

richts entschieden, dass das für den Fall einer Betriebsveräußerung gegen wiederkeh-

rende Bezüge geltende Wahlrecht zwischen der sofortigen Versteuerung und der nachge-



 3

lagerten Besteuerung bei Zufluss der Rentenzahlungen (R 16 Abs. 11 EStR) keine An-

wendung findet, wenn im Rahmen einer Betriebsaufgabe Wirtschaftsgüter gegen Renten-

zahlungen veräußert werden. 

Die Klägerin betrieb einen Steinmetzbetrieb in einem Anbau zu ihrem Einfamilienhaus, den 

sie krankheitsbedingt Ende 2013 einstellte. Anfang 2014 veräußerte sie den Geschäftsbe-

trieb gegen eine lebenslange Rente. Ausgenommen von der Veräußerung waren das zum 

Anlagevermögen gehörende Betriebsgrundstück mit dem betrieblich genutzten Anbau so-

wie weitere Wirtschaftsgüter, die nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehörten. 

Den Entnahmegewinn, der auf die in das Privatvermögen überführten Wirtschaftsgüter 

entfiel, unterwarf die Klägerin in ihrer Einkommensteuererklärung der sofortigen Besteue-

rung. Für die monatlichen Rentenzahlungen machte sie das Wahlrecht zur nachgelagerten 

Besteuerung nach R 16 Abs. 11 EStR geltend. Das Finanzamt lehnte die Anwendung des 

Wahlrechts auf die im Streitfall vorliegende Betriebsaufgabe ab und unterwarf auch den 

Veräußerungsgewinn der sofortigen Besteuerung, indem es vom Barwert der Rente den 

Buchwert der veräußerten Wirtschaftsgüter und die Rückbauaufwendungen abzog. 

Das Finanzgericht schloss sich der Rechtsauffassung des Finanzamts an und wies die 

Klage ab. Das Wahlrecht zur nachgelagerten Besteuerung kann nach Auffassung des Fi-

nanzgerichts nicht auf eine Betriebsaufgabe übertragen werden, in deren Rahmen Wirt-

schaftsgüter gegen Rentenzahlungen veräußert werden, da bei einer solchen Betriebsauf-

gabe die für das Wahlrecht zur nachgelagerten Besteuerung in den Fällen der Betriebs-

veräußerung herangezogenen Begründungselemente nicht in vollem Umfang erfüllt sind. 

Der Steuerpflichtige trägt zwar bei der Veräußerung von Wirtschaftsgütern gegen Renten-

zahlungen sowohl bei der Betriebsaufgabe als auch bei der Betriebsveräußerung das Ri-

siko einer erhöhten Steuerbelastung, wenn er vor Ablauf der für die Bemessung des Ren-

tenbarwerts maßgeblichen statistischen Restlebensdauer verstirbt. Bei der Betriebsauf-

gabe verfügt der Steuerpflichtige aber regelmäßig über ausreichende Mittel, um die auf 

den Rentenbarwert entfallende Steuer begleichen zu können. Denn der Steuerpflichtigen 

kann sich diese Mittel durch Veräußerung der entnommenen Wirtschaftsgüter oder durch 

deren Verwendung als Sicherheiten für eine Darlehensaufnahme beschaffen. Bei der Ver-

äußerung des gesamten Betriebs gegen Rentenzahlungen fehlen dagegen die Mittel zur 

Zahlung der Steuer, da der Steuerpflichtige den Kaufpreis aufgrund der Rentenzahlungen 

erst über einen längeren Zeitraum nach dem Veräußerungszeitpunkt erhält. Sofern eine 

Betriebsaufgabe im Hinblick auf das Fehlen von Mitteln zur Steuerzahlung mit der Be-

triebsveräußerung vergleichbar ist, kann dies nur im Billigkeitswege durch abweichende 
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Steuerfestsetzung nach § 163 AO berücksichtigt werden, da sich für diese Fallgestaltun-

gen keine eindeutigen Tatbestandsmerkmale formulieren lassen. Die Ausdehnung des 

Wahlrechts zur nachgelagerten Besteuerung auf sämtliche Fälle der Betriebsaufgabe geht 

über das nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Erforderliche hinaus und führt da-

mit zu einer ungerechtfertigten Abweichung von der gesetzlich angeordneten Sofortbe-

steuerung des Aufgabegewinns. 

 

Gegen das Urteil hat das Finanzgericht die Revision zugelassen. Das Revisionsverfah-

ren ist beim BFH unter dem Aktenzeichen X R 6/20 anhängig. 

 

 

Bewilligung von Kindergeld für ein ausbildungsunfähig erkranktes Kind, Anforde-

rungen an den Nachweis der Erkrankung 

 

In seinem Urteil vom 21. Januar 2019 (Aktenzeichen 3 K 1/18) hat der 3. Senat des Fi-

nanzgerichts erkannt, dass keine Rechtsgrundlage dafür besteht, ein Kind nur dann als 

ausbildungsunfähig erkrankt anzusehen, wenn das voraussichtliche Ende der Erkrankung 

ärztlich bescheinigt ist. Eine solche Sichtweise wird den besonderen medizinischen Her-

ausforderungen der Therapie psychisch erkrankter Kinder nicht gerecht. Soweit im Hin-

blick auf die Dauer einer Erkrankung Zweifel an der Richtigkeit vorgelegter ärztlicher Be-

scheinigungen bestehen sollten, sind diese im Rahmen einer Einzelfallüberprüfung abzu-

klären.  

 

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Familienkasse hin hat der BFH die Revision zu-

gelassen (Aktenzeichen beim BFH: III R 43/19). 

 

 

Monatsbezogene Beurteilung der Kindergeldberechtigung nach § 62 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 Buchst. b EStG 

 

In dem Verfahren 3 K 78/18 hat der 3. Senat des Finanzgerichts mit Urteil vom 20. No-

vember 2018 über die Kindergeldberechtigung einer in Italien lebenden Klägerin entschie-

den.  

Diese lebte seit Mai 1967 zusammen mit ihrem Ehemann auf Helgoland und betrieb dort 

ein Hotel. Ab Oktober 2015 verpachtete sie das Hotel und erzielte aus der Verpachtung 
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Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Ab Mai 2016 lebte die Klägerin dann in Italien. Der beklag-

ten Familienkasse legte die Klägerin eine Bescheinigung des zuständigen Einkommen-

steuerfinanzamts vor, aus der sich ihre Identifikationsnummer ergab und in der bescheinigt 

wurde, dass sie bis zum 24. Mai 2016 gemäß § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt steuerpflichtig 

gewesen und danach gemäß § 1 Abs. 3 EStG beschränkt steuerpflichtig sei, weil sie ge-

mäß § 49 EStG inländische Einkünfte erziele. Die beklagte Familienkasse war der Auffas-

sung, dass anhand der eingereichten Unterlagen ein Anspruch auf Kindergeld nicht bejaht 

werden könne. 

Der 3. Senat gab der Klage statt. Nach § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b EStG habe 

Anspruch auf Kindergeld, wer ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland nach 

§ 1 Abs. 3 EStG als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behandelt werde. Nach § 1 

Abs. 3 Satz 1 EStG würden auf Antrag natürliche Personen als unbeschränkt einkommen-

steuerpflichtig behandelt, die - wie im Streitfall - im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt und inländische Einkünfte im Sinne des § 49 hätten. Diese Vor-

aussetzungen lägen im Streitfall vor. Die Klägerin habe durch die Verpachtung des Hotels 

ausweislich ihrer Jahresabschlüsse gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 15 EStG Einkünfte 

aus Gewerbebetrieb erzielt. Sie habe keine Einkünfte in Italien, ihre Einkünfte im Kalen-

derjahr unterlägen damit zu mindestens zu 90 Prozent der deutschen Einkommensteuer 

(§ 1 Abs. 3 Satz 2 EStG). Das zuständige Finanzamt Pinneberg habe auch die beschränkte 

Steuerpflicht der Klägerin im Streitzeitraum bestätigt.  

 

Der BFH hat die Revision auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Familienkasse hin zu-

gelassen. Das Revisionsverfahren wird beim BFH unter dem Aktenzeichen III R 11/20 ge-

führt. 

 

 

II. Finanzgericht intern 

 

Zur Nachbesetzung zweier Stellen im richterlichen Dienst sind zum 1. April bzw. 1. Mai 

2020 Herr Regierungsrat Jan Meyer und Frau Oberregierungsrätin Barbara Stodal an das 

Schleswig-Holsteinische Finanzgericht abgeordnet worden. 

 

Herr Meyer war nach seinem Jurastudium zunächst zehn Jahre als Rechtsanwalt in zwei 

Flensburger Kanzleien tätig. Er ist Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht sowie 

Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht. Im Jahr 2016 wechselte er in die Schleswig-
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Holsteinische Finanzverwaltung (Finanzamt Rendsburg und Finanzamt Flensburg). Ab 

Herbst 2019 war Herr Meyer an das Schleswig-Holsteinische Finanzministerium (Projekt-

gruppe Sanierung UKSH) abgeordnet. Das Präsidium hat Herrn Meyer dem 1. Senat zu-

gewiesen. 

 

Frau Stodal arbeitete vor und neben ihrem Jurastudium als geprüfte Bilanzbuchhalterin 

und Steuerfachwirtin bei der BDO AG, bei KPMG sowie Latham & Watkins. Von 2014 bis 

2017 war sie als Juristin im höheren Dienst der Bayerischen Steuerverwaltung tätig und 

ab 2017 an das Bundesministerium der Justiz (Referat Finanzmarktrecht; Steuerrecht) ab-

geordnet. Das Präsidium hat Frau Stodal dem 3. Senat zugewiesen.  

 

 

III. Hinweise im Zusammenhang mit der Ausbreitung des neuen Coronavirus SARS-

CoV-2 

 

Die Durchführung von Gerichtsterminen ist derzeit in der gerichtlichen Praxis nur noch 

geringfügig eingeschränkt. Allerdings unterliegt (nach wie vor) der Zugang zum Finanzge-

richt Beschränkungen, um eine Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 möglichst zu 

verhindern.  

 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der Internetseite des Schleswig-Holsteinischen 

Finanzgerichts (https://www.schleswig-holstein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html). 
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